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Stellungnahme

des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft gegenüber

der Clearingstelle EEG zu folgender Frage:

Mitteilungspflichten gemäß § 14a EEG 2004 – Fristen:

Welche Folge hat die Versäumnis der Fristen gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3,
Abs. 3 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7 EEG 2004? Insbe-
sondere: Lässt die Fristversäumnis des Meldepflichtigen dessen Anspruch
gegenüber dem Meldeempfänger entfallen?

vom 18. März 2008
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Fragestellung:

Mitteilungspflichten gemäß § 14a EEG 2004 – Fristen:

Welche Folge hat die Versäumnis der Fristen gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3,
Abs. 3 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7 EEG 2004? Insbe-
sondere: Lässt die Fristversäumnis des Meldepflichtigen dessen Anspruch
gegenüber dem Meldeempfänger entfallen?

Stellungnahme:

1. Darstellung der Problemsituation

Gemäß § 14a Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und
Abs. 7 EEG 2004 müssen Anlagenbetreiber, Netzbetreiber und Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen bestimmte Daten, die für den EEG-
Belastungsausgleich erforderlich sind, anderen Teilnehmern des Belas-
tungsausgleichs mitteilen, damit dieser durchgeführt wird. Diese Daten
müssen im Umfang von § 14a Abs. 7 EEG teilweise testiert werden, wenn
der Datenempfänger dies vom Datenlieferanten entsprechend verlangt.

Verletzt der Informationspflichtige diese Datenübermittlungspflicht durch
unterlassene, nicht fristgerechte oder fehlerhafte Übermittlung der ent-
sprechenden Informationen an den Informationsempfänger und hat der
Informationsempfänger selbst keinen Zugriff auf diese Informationen, ste-
hen diese Informationen dem Informationsempfänger für die Durchführung
des EEG-Belastungsausgleichs nicht, nicht rechtzeitig oder nicht fehlerfrei
zur Verfügung. Da z.B. ein Verteilungsnetzbetreiber die anlagenbezoge-
nen Informationen benötigt, um sie gemäß § 14a Abs. 3 EEG an den
Übertragungsnetzbetreiber weiter zu geben, und ein Übertragungsnetz-
betreiber die vertriebsseitigen Informationen nach § 14a Abs. 5 EEG be-
nötigt, um sie im Rahmen des Belastungsausgleichs nach § 14 Abs. 1 bis
3 EEG zu verwenden, kann ein Ausbleiben dieser Informationen oder de-
ren Fehlerhaftigkeit zu erheblichen Nachberechnungen führen, die zudem
unter den Netzbetreibern bzw. Stromvertrieben nur im Rahmen von § 14
Abs. 4 EEG zulässig sind.

Unabhängig davon, ob man die nachträgliche Korrekturmöglichkeit nach
§ 14 Abs. 4 EEG nur innerhalb des Verhältnisses der Verteilungs- und
Übertragungsnetzbetreiber sowie der Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men annehmen würde, oder ob man auch eine nachträgliche Geltendma-
chung oder Korrektur der Vergütungsansprüche eines Anlagenbetreibers
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nach § 5 i.V. mit § 14a Abs. 2 EEG erst nach Vorlage eines entsprechend
zu Gunsten des Anlagenbetreibers ergangenen rechtskräftigen Gerichts-
urteils annehmen würde, würde das Erfordernis eines Urteils gemäß § 91
ZPO dazu führen, dass der Anspruchsgegner die Kosten des Rechts-
streits tragen würde.

Die Datenmitteilungspflichten in § 14a EEG können insbesondere Oblie-
genheiten oder Auskunftspflichten sein.

2. Charakteristik einer Obliegenheit

Die Verletzung einer Obliegenheit hat nicht zur Folge, dass der Berech-
tigte diese Obliegenheit einklagen kann; dennoch führt diese Verletzung
dazu, dass der Verpflichtete hieraus zumindest rechtliche Nachteile er-
langt1, bis hin zu einem Rechtsverlust2. Ein typisches Beispiel für einen
partiellen Rechtsverlust ist ein Mitverschulden an der Entstehung eines
Schadens nach § 254 BGB, da dieses Mitverschulden eine Verletzung
einer Obliegenheit des Geschädigten gegen sich selbst (Schadensfrei-
haltung) ist3. Gleiches gilt für die Verletzung der Obliegenheit der Annah-
me der Leistung nach § 326 Abs. 2 Satz 1 BGB; hier kann der Leistungs-
gläubiger den Anspruch auf die Leistung nach deren Untergang verlieren,
gleichermaßen jedoch weiterhin die Gegenleistung bewirken müssen4.

Die Obliegenheitsverletzung kann gemäß § 278 BGB auch durch einen
Erfüllungsgehilfen des Anlagenbetreibers begangen werden5. Dies ist z.B.
in § 254 Abs. 2 Satz 2 BGB ausdrücklich so vorgesehen.

3. Charakteristik eines Auskunftsanspruchs

Ein Auskunftsanspruch existiert als Nebenpflicht zu einem Leistungsan-
spruch aus Vertrag, Gesetz oder einer Sonderrechtsbeziehung, um den
Grund oder die Höhe des Erfüllungsanspruchs oder der Einwendungen
hiergegen zu spezifizieren. Regelmäßig folgt ein Auskunftsanspruch einer
                                               
1 Grothe, in: Münchener Kommentar, BGB, § 194 Rdn. 6; Heinrichs, in: Palandt,
BGB, vor § 241 Rdn. 13
2 BGHZ 24, S. 378, 382; OLG Hamm, VersR 1970, S. 319, 320; Kramer, in: Mün-
chener Kommentar, BGB, Einleitung zu § 241, Rdn. 50; Heinrichs, in: Palandt,
BGB, vor § 241 Rdn. 13
3 BGHZ 3, S. 46; BGH, NJW 1997, S. 2234; OLG Rostock, NJOZ 2002, S. 804,
806f.
4 Ebenfalls vergleichbar: § 295 Satz 1 i.V. mit § 300 Abs. 1 BGB
5 BGH, WM 1978, S. 1094
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Rechtsbeziehung, in welcher der eine Teil auch verpflichtet ist, neben den
eigenen Interessen auch die des anderen Teils wahrzunehmen6. Der Be-
rechtigte ist z.B. in entschuldbarer Weise über das Bestehen oder über
den Umfang seines Rechtes im Ungewissen, der Verpflichtete aber in der
Lage, unschwer solche Auskünfte zu erteilen, die zur Beseitigung jener
Ungewissheit geeignet sind7. Dieser Auskunftsanspruch kann sich auch
als Gewohnheitsrecht aus § 242 BGB ergeben8. Während die Erfüllung
einer Obliegenheit nicht gerichtlich durchsetzbar ist, ist ein Auskunftsan-
spruch einklagbar9.

4. Charakteristik der Datenlieferungspflichten nach § 14a Abs. 2 Nr.

3, Abs. 3 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7 EEG 2004

Teilweise wird in der Rechtsliteratur die Ansicht vertreten, dass die Fris-
ten, innerhalb derer die jeweils Informationspflichtigen den Informations-
empfängern bestimmte Daten nach § 14a Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 S. 1 Nr. 2,
Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und Abs. 7 EEG 2004 mitteilen müssen, Fristen
für die Erbringung einer Obliegenheit darstellen10. Dies entspricht aller-
dings nicht der Charakterisierung von Ansprüchen, die der Sache nach
den in § 14a Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 2, Abs. 5 und
Abs. 7 EEG 2004 genannten Datenlieferungspflichten entsprechen. Dem-
entsprechend müssen diese Pflichten als Auskunfts- bzw. als zivilrechtlich
durchsetzbare Mitwirkungs- und Informationspflichten angesehen werden,
nicht als bloße Obliegenheiten11.

a) Datenlieferungspflichten nach § 14a Abs. 5 sowie § 14 Abs. 1 bis

3 EEG

Die Verpflichtung der Elektrizitätsversorgungsunternehmen zur Abnahme
und Vergütung von Strom aus dem EEG-Belastungsausgleich nach § 14
Abs. 3 EEG bemisst sich nach Maßgabe ihres Letztverbraucherabsatzes

                                               
6 z.B. § 1580 Satz 1 oder § 1605 BGB; s. auch Krüger, in: Münchener Kommen-
tar, BGB, § 259 Rdn. 8ff.
7 BGH, NJW 2007, S 1806; 1995, S. 387; BGHZ 81, S. 24; BGHZ 55, S. 201, 203;
BGHZ 10, S. 385, 387
8 Köhler, NJW 1992, S. 1477, 1480; Krüger, a.a.O. Rdn. 12 m.w.N.
9 vgl. BGH, DB 1970, S. 1533; OLG Hamm, NJW-RR 2001, S. 1504
10 so wohl die Gesetzesbegründung BT-Drs. 16/2455, S. 10f.; Res-
höft/Steiner/Dreher, EEG, § 14 Rdn. 45
11 so auch Salje, EEG, 4. Aufl., § 14a Rdn. 7ff.
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innerhalb des jeweils vorangegangenen Kalenderjahres sowie der für die-
ses Kalenderjahr geltenden EEG-Quote und –Durchschnittsvergütung.

Diese Auskunftspflicht korrespondiert der Rechtsnatur nach z.B. mit der
Auskunftspflicht zwischen geschiedenen Ehegatten nach § 1580 Satz 1
BGB oder der Auskunftspflicht unter Verwandten im Unterhaltsfall nach
§ 1605 BGB; auch in diesen Fällen sind die Auskunftsverpflichteten
gleichzeitig Leistungsverpflichtete, deren Leistungspflicht jedoch dem
Umfang nach vom Inhalt ihrer Auskunft abhängig ist. Dementsprechend
sind diese Auskunftsansprüche des jeweiligen Auskunftsgläubigers in den
genannten Fällen auch klageweise durchsetzbar, ggf. in Form einer Stu-
fenklage12. Gleiches gilt folglich auch für die Auskunftsansprüche der
Übertragungsnetzbetreiber gegenüber den Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen nach § 14 Abs. 3 EEG.

Entsprechendes gilt für die Ansprüche unter den Übertragungsnetzbetrei-
bern nach § 14 Abs. 2 EEG auf Mitteilung der innerhalb der jeweiligen
Regelzone an EEG-Anlagenbetreiber gezahlten EEG-
Einspeisungsvergütungen und von den Netzbetreibern abgenommenen
Strommengen sowie auf die innerhalb der jeweiligen Regelzone an Letzt-
verbraucher gelieferten Strommengen. Die Übertragungsnetzbetreiber
sind insoweit untereinander nach Maßgabe von § 14 Abs. 2 und 3 EEG
sowohl hinsichtlich der EEG-Strommengen als auch hinsichtlich der EEG-
Einspeisungen zu relativ gesehen gleichen Teilen ausgleichspflichtig, wie
im Falle von §§ 1580 und 1605 BGB.

Würde anstelle eines Auskunftsanspruches lediglich eine Obliegenheit
angenommen werden, wäre der EEG-Belastungsausgleich auf diesen
Stufen nicht mehr praktikabel, weil eine entsprechende Obliegenheit bei
Weigerung des Mitteilungspflichtigen nicht klageweise durchgesetzt wer-
den könnte. Der Übertragungsnetzbetreiber könnte dann das jeweilige
Elektrizitätsversorgungsunternehmen nicht mehr nach § 14 Abs. 3 EEG in
Anspruch nehmen. Auch eine Schätzungsbefugnis des jeweiligen Infor-
mationsgläubigers würde hier nicht weiter helfen, da die Schätzung im
Einzelfall den Informationsschuldner auch unberechtigterweise begünsti-
gen könnte. Dementsprechend können die Datenmitteilungspflichten der
Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie der Übertragungsnetzbetrei-
ber untereinander nach § 14 Abs. 2 und 3 sowie § 14 Abs. 3 Satz 2 und

                                               
12 BGH, FamRZ 2005, S. 104; FamRZ 1989, S. 731; NJW 1997, S. 1016; NJW
1982, S. 1645
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Absatz 5 EEG keine Obliegenheiten darstellen, sondern nur Auskunfts-
pflichten der jeweiligen Informationsschuldner.

b) Datenlieferungspflichten nach § 14a Abs. 3 Satz 1 sowie § 5 Abs.

2 EEG

Nimmt nun ein (Übertragungs-) Netzbetreiber aufgrund von EEG-
Strommengen und –Vergütungen nach § 5 Abs. 2 EEG am EEG-
Belastungsausgleich teil, ist er nach § 14a Abs. 3 EEG verpflichtet, dem
Schuldner des Belastungsausgleichsanspruchs die jeweiligen Informatio-
nen hinsichtlich der eingespeisten Strommengen, der geleisteten Vergü-
tungszahlungen sowie ggf. der vom Zahlungsanspruch abzuziehenden
vermiedenen Netzentgelte bis zum 30. April des Folgejahres in einfacher
und bis zum 30. Juni des Folgejahres in testierter Form zu übermitteln.
Anderenfalls kann er diesen Belastungsausgleichsanspruch der Höhe
nach mangels Substantiierung nicht geltend machen.

Insbesondere hinsichtlich der vermiedenen Netzentgelte hat der Übertra-
gungsnetzbetreiber einen entsprechenden Auskunftsanspruch gegenüber
dem Verteilungsnetzbetreiber nach § 5 Abs. 2 Satz 2 i.V. mit § 14a Abs. 3
Satz 2 EEG. Eine Obliegenheit des Verteilungsnetzbetreibers wäre hier
nicht ausreichend, da er seinerseits berechtigt wäre, seinen Belastungs-
ausgleichsanspruch nach § 5 Abs. 2 Satz 1 EEG klageweise gegenüber
dem Übertragungsnetzbetreiber geltend zu machen, die korrespondieren-
de Obliegenheit zur Mitteilung der vermiedenen Netzentgelte jedoch nicht
eingeklagt werden könnte. Hier könnte der Belastungsausgleichsanspruch
nur Zug-um-Zug gegen Mitteilung und Anrechnung der vermiedenen
Netzentgelte zugestanden werden, was eine klageweise Geltendmachung
des Abzugs der vermiedenen Netzentgelte voraussetzt.

c) Datenlieferungspflichten nach § 14a Abs. 2 EEG

Die Datenlieferungspflichten der Anlagenbetreiber nach § 14a Abs. 2 EEG
sind gleichfalls als Auskunftspflichten zu bewerten. Insbesondere bei der
Verstromung von Biomasse, Klär- und Deponiegas ist es aufgrund des in
§ 5 Absatz 1 Satz 1 und § 8 Abs. 1 Satz 1 EEG enthaltenen Ausschließ-
lichkeitsprinzips erforderlich, dass der Anlagenbetreiber die Stromerzeu-
gung in der betreffenden Anlage vorbehaltlich einer Zünd- oder Stützfeue-
rung ausschließlich durch die in §§ 5ff. EEG genannten Energieträger
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durchführt. Die Vergütung des entsprechend erzeugten und eingespeisten
Stroms hat diese Notwendigkeit also als Voraussetzung.

Da nur unter Einhaltung des Ausschließlichkeitsprinzips erzeugter und
eingespeister Strom dem EEG unterfällt, hat der betreffende Strom folglich
bestimmte Eigenschaften. In jedem Fall gehört hierzu bei Windenergiean-
lagen auch der Zeitpunkt der Erreichung des Referenzertrages13, weil die-
ser Zeitpunkt für die Absenkung der Einspeisungsvergütung maßgeblich
ist. Außerdem muss der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber nach § 14a
Abs. 2 Nr. 1 die Leistung seiner Anlage mitteilen, die für die Abrechnung
der Einspeisungsvergütung im Rahmen der §§ 6, 7, 8, 9 und 11 EEG er-
forderlich ist. Schließlich muss der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber
nach § 14a Abs. 2 Nr. 2 EEG bei Biomasseanlagen nach § 8 Abs. 1 Satz
1 EEG die Einsatzstoffe nach § 8 Abs. 2 EEG und die Angaben hinsicht-
lich der eingesetzten Technologien nach § 8 Abs. 3 und 4 mitteilen. Diese
Eigenschaften sind für die Durchführung des Rechtsverhältnisses aus-
schlaggebend, folglich eine „conditio sine qua non“. Für diese Fälle nimmt
die Rechtsprechung und Literatur eine entsprechende vertragliche Ne-
benpflicht zur Aufklärung bzw. zum Nachweis über diese Tatsache an14.
Da § 12 Abs. 1 EEG die Abnahme- und Vergütungspflichten der Netz-
betreiber gegenüber den Anlagenbetreibern als gesetzliches Schuldver-
hältnis ausgestaltet, ist der Nachweis des Anlagenbetreibers über die Ein-
haltung des Ausschließlichkeitsprinzips sowie sämtlicher mit dem Vergü-
tungsanspruch zusammenhängender Informationen eine entsprechende
Nebenpflicht zu dem gesetzlichen Schuldverhältnis.

Nicht zuletzt deshalb, weil sämtliche Datenlieferungspflichten nach § 14a
Abs. 2 bis 5 EEG durch § 14a Abs. 1 EEG als „geklammerte Verpflich-
tung“ erfasst sind, können die Verpflichtungen der Anlagenbetreiber nach
§ 14a Abs. 2 EEG rechtlich nicht anders zu betrachten sein, als die übri-
gen Datenlieferungspflichten. Hierbei muss außerdem berücksichtigt wer-
den, dass die Abnahme- und Vergütungspflichten der Anlagenbetreiber
nach §§ 4 und 5 EEG die Ursache für den EEG-Belastungsausgleich und
die entsprechenden Datenlieferungspflichten darstellen. Würde man für

                                               
13 Niedersberg, Schwachstellenanalyse zum EEG für den Bereich Windenergie-
nutzung, S. 57
14 BGH, NJW-RR 1988, S. 394; NJW 1998, S. 898; NJW-RR 1992, S. 334; BGHZ
107, S. 331; OLG Nürnberg, NJW-RR 2002, S. 267; KG, NJW-RR 1998, S. 1132;
Putzo, in: Palandt, BGB, § 433 Rdn. 23 ff.; H. P. Westermann, in: Münchener
Kommentar, BGB, § 433 Rdn. 61 ff.
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die Datenlieferungspflichten im Verhältnis der Anlagenbetreiber zu den
abnahme- und vergütungspflichtigen Netzbetreibern eine Obliegenheit
annehmen, in den übrigen Stufen des EEG-Belastungsausgleichs jedoch
Auskunftsansprüche, würden die abnahme- und vergütungspflichtigen
Netzbetreiber im Rahmen ihrer eigenen Datenmitteilungspflichten unzu-
lässigerweise benachteiligt.

Dementsprechend hat der Anlagenbetreiber bei Verlangen einer Einspei-
sungsvergütung nach dem EEG dem Netzbetreiber nach § 14a Abs. 1 und
2 EEG nachzuweisen, dass hinsichtlich des betreffenden Stroms die Re-
gelungen des EEG eingehalten worden sind; der Netzbetreiber hat ge-
genüber dem Anlagenbetreiber einen entsprechenden Auskunftsanspruch.
Die Art und der Umfang des Nachweises ist hierbei nach den Umständen
des Einzelfalls zu bestimmen.

5. Folgen der Verletzung der Auskunftspflichten

Die Auskunftspflicht nach § 14a Abs. 2 Nr. 3 EEG muss der Anlagen-
betreiber bis zum 28. Februar des auf die Einspeisung folgenden Kalen-
derjahres erfüllen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht termingerecht,
nicht vollständig oder gar nicht nach, ist eine direkte Rechtsfolge nicht
unmittelbar aus den EEG ersichtlich.

Wenn der Anlagenbetreiber diese Meldungen bzw. Korrekturen oder Prä-
zisierungen derselben nicht vorgenommen hat, wenn der entsprechende
Netzbetreiber über die Einspeisungen und Vergütungszahlungen sein
Testat nach § 14a Abs. 3 und 7 EEG dem vorgelagerten Übertragungs-
netzbetreiber übermittelt hat, konnte der Netzbetreiber diese Strommen-
gen und Vergütungszahlungen entweder nur aufgrund einer Schätzung
berücksichtigen, oder gar nicht; letzterer Fall hat insbesondere Relevanz
bei nicht gesicherten und möglicherweise unterbliebenen Einspeisungen
bzw. dann, wenn z.B. die Einhaltung des EEG-Ausschließlichkeitsprinzips
für den Netzbetreiber ungewiss ist. Liegen die Einspeisungsdaten dem
Netzbetreiber dagegen z.B. aufgrund einer Messeinrichtung mit Daten-
fernübertragung vor, kann er zumindest die Informationen über Arbeit und
Leistung der betreffenden Anlage im Belastungsausgleich termingerecht
verwerten; andere der v.g. einspeisungsrelevanten Informationen können
allerdings dann trotzdem noch fehlen bzw. müssten präzisiert werden.

Nimmt der Anlagenbetreiber diese Meldungen bzw. Korrekturen oder Prä-
zisierungen darüber hinaus erst dann vor, wenn der entsprechende Netz-
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betreiber über die Einspeisungen und Vergütungszahlungen sein Testat
nach § 14a Abs. 3 und 7 EEG dem vorgelagerten Übertragungsnetz-
betreiber übermittelt hat, und hat der Netzbetreiber die entsprechenden
Einspeisungen und Vergütungszahlungen in dem Testat nicht oder nur auf
Basis entsprechender Prognosen berücksichtigt, müsste der Netzbetreiber
eine Korrektur des entsprechenden Testates durchführen, die jedoch nur
im Rahmen von § 14 Abs. 4 i.V. mit § 14a Abs. 6 EEG möglich ist; sie
wirkt daher erst für das der Einspeisung folgende Kalenderjahr und kann
dazu führen, dass der Netzbetreiber für Differenzstrommengen zwischen
der Ist-Einspeisung und der tatsächlichen Meldung des Anlagenbetreibers
Strommengen auf dem Markt nachkaufen muss, um diese dann nach § 5
Abs. 2 EEG an den Übertragungsnetzbetreiber weiter zu leiten. Darüber
hinaus müsste der betreffende Netzbetreiber zur Berücksichtigung der
entsprechenden Strommengen und Vergütungszahlungen nach § 14 Abs.
4 EEG einen Rechtsstreit mit dem für ihn regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreiber führen, um entsprechende Korrekturen im Belas-
tungsausgleich überhaupt durchführen zu können. Die Kosten dieses
Rechtsstreits müsste bei einem sofortigen Anerkenntnis des Übertra-
gungsnetzbetreibers der betreffende Verteilungsnetzbetreiber (§ 93 ZPO)
und bei einem Versäumnisurteil der entsprechende Übertragungsnetz-
betreiber (§ 95 ZPO) tragen. Allerdings kann die Notwendigkeit der Pro-
zessführung durch den Netzbetreiber sowie die Kostentragungspflicht
durch den (Übertragungs-) Netzbetreiber letztlich nicht aus einer Fristver-
säumnis des Anlagenbetreibers heraus resultieren.

Dementsprechend muss die Datenmeldungspflicht des Anlagenbetreibers
in § 14a Abs. 2 als Ausschlussfrist angesehen werden15, jedoch mit der
Möglichkeit, dass eine nachträgliche Datenmeldung bzw. eine Präzisie-
rung oder Konkretisierung der Daten durch den abnahme- und vergü-
tungspflichtigen Netzbetreiber auf dem Kulanzwege bis zur Erstellung sei-
nes Testates nach § 14a Abs. 3 und 7 EEG zugelassen werden kann oder
dass er die entsprechende Datenbasis kulanzweise schätzt16; verfügt er
bereits auf anderem Wege über die entsprechenden Einspeisungsdaten
(s.o.), kann die Wirkung der Ausschlussfrist nur die übrigen, von § 14a
Abs. 1 und 2 EEG umfassten anlagen- und einsatzstoffbezogenen Daten
betreffen. Sämtliche Kosten, die dem abnahme- und vergütungspflichtigen
Netzbetreiber durch diese kulanzweise Praxis entstehen, muss der Anla-

                                               
15 so auch Salje, EEG, 4. Aufl., § 14a Rdn. 8ff.
16 Salje, EEG, 4. Aufl., § 14a Rdn. 9
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genbetreiber gemäß § 280 BGB wegen Versäumnis der Frist in § 14a Abs.
2 EEG tragen.

Akzeptiert der abnahme- und vergütungspflichtige Netzbetreiber keine
kulanzweise Nachmeldung der Daten bzw. eine Präzisierung oder Kon-
kretisierung der Daten und berücksichtigt er die Einspeisungen und Ver-
gütungszahlungen in seinem nach § 14a Abs. 7 EEG abzugebenden
Testat gar nicht oder nur in Form von Prognosen/Schätzungen, muss der
Anlagenbetreiber gemäß § 14a Abs. 6 i.V. mit § 14 Abs. 4 EEG seine Ver-
gütungsansprüche gegenüber dem abnahme- und vergütungspflichtigen
Netzbetreiber gerichtlich durchsetzen. Nach hinreichend ausführlicher
prozessualer Darlegung der Vergütungsansprüche durch den Anlagen-
betreiber kann der abnahme- und vergütungspflichtige Netzbetreiber die-
sen Anspruch dann nach § 93 ZPO sofort anerkennen. Die Kosten dieses
Rechtsstreits hat wegen des sofortigen Anerkenntnisses dann der Anla-
genbetreiber zu tragen, während der Netzbetreiber die entsprechend ge-
richtlich festgestellten Strommengen und Vergütungszahlungen gemäß
§ 14 Abs. 4 EEG im folgenden Kalenderjahr in den Belastungsausgleich
einbringen kann; sämtliche, für den Netzbetreiber durch diese nachträgli-
che Korrektur entstehenden Mehrkosten, z.B. für den späteren Ankauf
entsprechenden Stroms für den EEG-Belastungsausgleich, hat der Anla-
genbetreiber nach §§ 280, 261 BGB wegen Versäumnis der entsprechen-
den Datenlieferungspflicht zu tragen.

Der Netzbetreiber kann einer nur außergerichtlich vom Anlagenbetreiber
verlangten Vergütungszahlung aufgrund einer entsprechenden Nachmel-
dung der Daten bzw. einer Präzisierung oder Konkretisierung der Daten
dann nicht mehr entsprechen, wenn er bereits sein Testat gegenüber dem
für ihn regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber nach § 14a Abs.
7 EEG abgegeben hat, da ihn dann – unberechtigterweise – nach § 14a
Abs. 6 i.V. mit § 14 Abs. 4 EEG eine Prozessführungspflicht gegenüber
dem Übertragungsnetzbetreiber treffen würde. Dementsprechend kann
eine solche verfristete außergerichtliche Datenmeldung und Geltendma-
chung des Vergütungsanspruchs des Anlagenbetreibers nicht dazu füh-
ren, dass ein sofortiges Anerkenntnis des Netzbetreibers gegenüber dem
Anlagenbetreiber mit der Kostenfolge des § 93 ZPO nicht möglich ist.

Im Übrigen ist nicht erkennbar, warum § 14 Abs. 4 EEG nur unter den
Netzbetreibern und Elektrizitätsversorgungsunternehmen wirken soll; al-
leine der Wortlaut von § 14a Abs. 6 EEG sowie seine gesetzessystemati-
sche Stellung innerhalb einer Regelung, die sowohl Anlagen- als auch
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Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen betrifft, verdeut-
licht die Geltung dieser Bestimmung auch für Anlagenbetreiber. Dem ge-
genüber ist z.B. die Testierungspflicht nach § 14a Abs. 7 EEG ausdrück-
lich auf Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen be-
schränkt. Der bisherige Regelungszusammenhang des § 14 Abs. 4 EEG
ausschließlich innerhalb des EEG-Belastungsausgleichs ist daher durch
§ 14a Abs. 6 EEG aufgehoben worden. Dementsprechend trifft die präklu-
dierende Wirkung des § 14a Abs. 6 i.V. mit § 14 Abs. 4 EEG auch Anla-
genbetreiber, wenn diese die Frist in § 14a Abs. 2 EEG versäumen17.

Die dargestellten Rechtsfolgen für EEG-Anlagenbetreiber gelten für die
übrigen Stufen des EEG-Belastungsausgleichs entsprechend. Dies lässt
sich alleine aus dem Wortlaut von §§ 14 und 14a EEG herauslesen. Ge-
mäß § 14 Abs. 3 Satz 6 EEG sind die Übertragungsnetzbetreiber ver-
pflichtet, Ansprüche gegen Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach
§ 14 Abs. 3 Satz 1 EEG, die infolge des Ausgleichs nach § 14 Abs. 2 EEG
entstehen, bis zum 31. Oktober des auf die Einspeisung folgenden Jahres
geltend zu machen. § 12 Abs. 3 des KWK-Gesetzes, der ebenfalls eine
Frist setzt und die Worte „geltend machen“ verwendet, wird in Literatur
und Rechtsprechung nun als Regelung mit einer Ausschlussfrist angese-
hen18. Aufgrund vergleichbaren Wortlautes und der selben Zielrichtung,
nämlich der Klarheit der Abwicklung des Belastungsausgleichs, muss die-
se Wertung auch für die Frist in § 14 Abs. 3 Satz 6 EEG und somit für die
übrigen vorgelagerten Fristen des § 14a EEG gelten. Anderenfalls wäre
die Planungssicherheit der Elektrizitätsversorgungsunternehmen (Vertrie-
be) – entgegen dem Sinn und Zweck des § 14 Abs. 3 Satz 6 EEG - gera-
de nicht gewährleistet.

Außerdem würde eine anderslautende Wertung dem § 14 Abs. 4 EEG i.V.
mit § 14a Abs. 6 EEG entgegen stehen; diese Regelungen erlauben die
Korrektur von Daten, die für den EEG-Belastungsausgleich relevant sind,
eben nur unter den dort genannten, engen Voraussetzungen. Diese Nor-
men wären ohne Beurteilung der Fristenkette des § 14 Abs. 3 Satz 6 EEG
und § 14a EEG als anspruchsausschließend nicht erklärlich.

                                               
17 Salje, EEG, 4. Aufl., § 14a Rdn. 5
18 BGH, RdE 2006, S. 305ff.; Horstmann, in: Büdenbender/Rosin, KWK-ModG, §
12 Rdn. 83f.; Salje, KWK-G 2002, § 12 Rdn. 15f.; Weißenborn, in: Nill-
Theobald/Weißenborn, Energie im Dialog Band 1, 2. Auf., S. 302, jeweils m.w.N.
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Dementsprechend müssen alle diese Fristen als Ausschlussfristen ange-
sehen werden, um die erforderliche und vom Gesetzgeber gewollte ter-
mingerechte Abwicklung des EEG-Belastungsausgleichs sicher zu stellen.

6. Testierungspflichten nach § 14a Abs. 7 EEG

Bei den Testierungspflichten nach § 14a Abs. 7 EEG handelt es sich um
sog. verhaltene Ansprüche, die erst zur Entstehung gelangen, wenn die
entsprechend berechtigten Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen deren Erfüllung verlangen („... können verlangen, dass...)19. Da
die Grundlage der Testierungen Auskunftspflichten darstellen, kann auch
ein entsprechender Testatanspruch gerichtlich durchgesetzt werden.
Kommt ein Verpflichteter seiner Testatpflicht nicht oder nicht terminge-
recht nach, gelten die vorstehenden Ausführungen unter Nr. 5 entspre-
chend.

Ansprechpartner:

Christoph Weißenborn

BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft

18. März 2008

                                               
19 vgl. zu § 10 Abs. 1 Satz 3 EEG 2000: BGH, NJW-RR 2004, S. 453, 454


